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Neue Regelungen zur Fortbildung 
im Krankenhaus
Aktualisierung der fachärztlichen und 
psychotherapeutischen Qualifikation

Bereits in älteren Beiträgen hatten wir uns 
mit der Fortbildungspflicht im Kranken-
haus beschäftigt (klinikarzt 2010; 39 (10): 
434–435 und klinikarzt 2006; 35 (2): XVI–
XVII). Die fachärztliche und psychothera-
peutische Fortbildung dient dem Erhalt 
und der Aktualisierung der fachärztlichen 
und psychotherapeutischen Qualifikation 
für die qualitätsgesicherte Versorgung der 
Patienten im Krankenhaus.
Aus aktuellem Anlass sollten sich die be-
troffenen Ärzte und Kliniken mit den Neu-
regelungen vertraut machen. Die Neufas-
sung der Regelungen trat am 01.01.2013 in 
Kraft. Die Neufassung der Regelungen zur 
Fortbildung im Krankenhaus (FKH-R) be-
ruht auf einer grundlegenden Überarbei-

tung des bisherigen Normtextes. Der Über-
arbeitungsbedarf wurde laut G-BA insbe-
sondere durch eine Vielzahl externer An-
fragen zur Auslegung und Umsetzung der 
FKH-R deutlich. Zudem habe in den zustän-
digen Gremien der einvernehmliche 
Wunsch bestanden, nicht nur eine Konkre-
tisierung und klarere Textpassagen, son-
dern zur Vereinfachung der Nachweisver-
fahren auch eine Harmonisierung der G-
BA-Regelungen mit den bereits bestehen-
den Regelungen zur Fortbildungspflicht 
vorzunehmen. Bei diesen Regelungen han-
delt es sich zum einen um § 95d SGB V, der 
die Pflicht zur fachlichen Fortbildung der 
Vertragsärzte beinhaltet. Zum anderen 
sollte an die berufsrechtlichen Regelungen 

angeknüpft werden, die in den länderspezi-
fischen Berufs- und Fortbildungsordnun-
gen der Kammern festgelegt sind. 

Für wen gelten die Regelungen? 
– tatsächlich ausgeübte Tätigkeit 
ist entscheidend!
Aufgrund zahlreicher Nachfragen wurde 
der fortbildungsverpflichtete Personen-
kreis definiert. Die Regelungen, die vom 
G-BA nun überarbeitet wurden, gelten für 
Fachärztinnen und Fachärzte, die in nach 
§ 108 SGB V zugelassenen Krankenhäu-
sern fachärztlich tätig sind sowie für psy-
chologische Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten und Kinder- und 
 Jugendlichenpsychotherapeutinnen und 
-psychotherapeuten, die in einem nach  
§ 108 SGB V zugelassenen Krankenhaus 
psychotherapeutisch tätig sind. Die Rege-
lungen gelten nicht für ausschließlich ad-
ministrativ und organisatorisch tätige 
Personen, die nicht unmittelbar oder mit-
telbar in die Diagnostik und Therapie der 
im Krankenhaus behandelten Patientin-
nen und Patienten eingebunden sind und 
nicht mit der Heilbehandlung und Be-
kämpfung von Krankheiten praktisch be-
fasst sind. Im Zweifel ist von einer fach-
ärztlichen bzw. psychotherapeutischen 
Tätigkeit auszugehen.
Maßgeblich ist allein, ob die Person fach-
ärztlich oder psychotherapeutisch mit-
telbar oder unmittelbar in der Patienten-
versorgung tätig ist. Hierbei soll nicht die 
vertragliche Ausgestaltung (z. B. im Ar-
beitsvertrag) entscheidend sein, sondern 
die tatsächlich ausgeübte fachärztliche 
oder psychotherapeutische Tätigkeit. 
Es wurde klargestellt, dass die Fortbil-
dungspflicht unabhängig vom zeitlichen 
Umfang und der Dauer dieser Tätigkeit 
besteht. Damit gilt sie auch für Personen, 
die Teilzeit beschäftigt sind, eine befriste-
te Beschäftigung ausüben, einer vorüber-
gehenden Beschäftigung nachgehen oder 
einer Tätigkeit nachgehen, die nur zeit-
weise fachärztliche bzw. psychothera-
peutische Aufgaben umfasst. Ausschließ-
lich betriebsärztlich tätige Fachärzte un-
terfallen nicht dem Anwendungsbereich 
der FKH-R. In den tragenden Gründen zu 
dem Beschluss des G-BA finden sich dann 
zur Veranschaulichung noch Beispielsfäl-
le (http://www.g-ba.de/downloads/40- 
268-2146/2012-10-18_FKH-R_Neufas 
sung_TrG.pdf). 
Ist ein Arzt sowohl im Krankenhaus als 
auch als Vertragsarzt tätig, stehen die 
Fortbildungspflichten nebeneinander. 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat durch Beschluss vom 18.10.2012 die 
geltenden Regelungen zur Fortbildung im Krankenhaus ab dem 01.01.2013 grundle-
gend neu gefasst. Die Regelungen betreffen stationär tätige Fachärzte, psychologi-
sche Psychotherapeuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten.
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Der Arzt, der gegenüber der Kassenärztli-
chen Vereinigung seine Fortbildung 
nachweist, muss dennoch gegenüber der 
ärztlichen Leitung einen aktuellen Fort-
bildungsnachweis (z. B. Kopie des Zertifi-
kats) führen. 

Zeitraum und Umfang der Fortbil-
dungsverpflichtung
Hier bleibt es zunächst dabei, dass alle 
fortbildungsverpflichteten Personen in-
nerhalb von 5 Jahren an Fortbildungs-
maßnahmen teilnehmen, die nach Aner-
kennung der Ärztekammern bzw. Psy-
chotherapeutenkammern mit insgesamt 
mindestens 250 Fortbildungspunkten 
bewertet wurden. Die Fortbildungspunk-
te können also nur über Fortbildungs-
maßnahmen erworben werden, die von 
den Kammern anerkannt sind. 

Keine Vollzeit – trotzdem volle 
Fortbildungspflicht!
Anlässlich mehrerer externer Nachfragen 
wird durch die Neuregelungen klarge-
stellt, dass der zeitliche Umfang der Tätig-
keit keinen Einfluss auf den Umfang der 
Fortbildungsverpflichtung hat. Dies be-
deutet, dass auch Teilzeitbeschäftigte etc. 
250 Fortbildungspunkte innerhalb von 5 
Jahren nachweisen müssen. Ausweislich 
der tragenden Gründe des Beschlusses ist 
dies dem Umstand geschuldet, dass eine 
fachärztliche und psychotherapeutische 
Tätigkeit im Krankenhaus immer von Per-
sonen mit mindestens dem normierten 
Fortbildungsstand ausgeübt werden sol-
len. Dieser Fortbildungsstand soll auch 
bei z.B. Teilzeitbeschäftigten oder nur 
zeitweise mit fachärztlicher Arbeit Be-
trauten nicht geringer sein. Es soll sicher-
gestellt werden, dass die jeweiligen fort-
bildungsverpflichteten Personen für ihr 
betreffendes Fachgebiet auf dem aktuel-
len Wissensstand sind und ein tatsächli-
cher Bezug zu der fachlichen Arbeit her-
gestellt ist. 

Fortbildungsnachweis
Grundsätzlich ist der Fortbildungsnach-
weis alle 5 Jahre rückwirkend zu erbrin-
gen. Der Abstand von 5 Jahren gilt nach 
Auffassung des G-BA nur grundsätzlich 
im Sinne einer Mindestanforderung. So-
fern zwischen der Vorlage des letzten 
Fortbildungsnachweises und dem Ablauf 
des Fortbildungszeitraums weniger als 5 
Jahre liegen, kann bereits vor Ablauf von 
5 Jahren eine neue Vorlage erforderlich 
sein (z. B. wenn bei Beginn der Kranken-

haustätigkeit ein 3 Jahre alter Fortbil-
dungsnachweis erbracht wird, ist bereits 
nach 2 Jahren Tätigkeit ein neuer Nach-
weis vorzulegen). 
Das Fortbildungszertifikat ist bei der 
ärztlichen Leitung vorzulegen. Hierbei 
handelt es sich um die ärztliche Direktion 
des Krankenhauses, in dem die fortbil-
dungsverpflichtete Person tätig ist. Sofern 
dem Krankenhaus keine ärztliche Direk-
tion vorsteht, ist das Zertifikat der ärztli-
chen Leitung der Fachabteilung vorzule-
gen, in dem die fortbildungsverpflichtete 
Person tätig ist. 
Für die erstmalige Nachweispflicht ist 
grundsätzlich der Beginn der Kranken-
haustätigkeit maßgeblich. Wenn die Aner-
kennung der fachärztlichen oder psycho-
therapeutischen Weiterbildung bei Auf-
nahme der Tätigkeit noch keine 5 Jahre 
zurückliegt, muss von diesem Grundsatz 
abgewichen werden, um auch diesem Per-
sonenkreis von Anfang an einen Fortbil-
dungszeitraum von 5 Jahren zu gewähren. 
Die Regelung schließt eine Nachweiser-
bringung (Vorlage des Fortbildungszertifi-
kats) vor Ablauf der 5 Jahre nicht aus. Fort-
bildungspunkte aus der Zeit vor der Aner-
kennung der fachärztlichen oder psycho-
therapeutischen Weiterbildung können 
gleichwohl nicht angerechnet werden. 

Überwachung durch ärztliche 
Leitung
Die ärztliche Leitung hat die Einhaltung 
der Fortbildungsverpflichtung der in ih-
rem Krankenhaus tätigen fortbildungs-
verpflichteten Personen zu überwachen. 
Es ist jährlich zu prüfen, ob ein Fortbil-
dungszertifikat vorliegt, das nicht älter ist 
als 5 Jahre. Die Erfüllung der Fortbil-
dungspflicht ist jährlich im Rahmen der 
Veröffentlichung der strukturierten Qua-
litätsberichte zu dokumentieren. 
Die Fortbildungsnachweise sind von den 
fortbildungsverpflichteten Personen der 
ärztlichen Leitung auf deren Anforderung 
hin vorzulegen.
Der Zeitpunkt, zu dem der Fortbildungs-
nachweis vorgelegt wird, hat keinen Ein-
fluss auf Beginn und Ende des Zeitraums, in 
dem sich eine Person fortzubilden hat. Der 
Zeitpunkt, zu dem ein Fortbildungszeit-
raum endet und ein neuer beginnt, muss 
nicht derselbe Zeitpunkt sein, zu dem das 
Zertifikat vorgelegt wird. Hier wird klarge-
stellt, dass das Zertifikat auch vor Ablauf 
des Fortbildungszeitraums vorgelegt wer-
den kann, ohne dass dies die Sequenz der 
Fortbildungszeiträume beeinflusst.

Verlängerung der Nachweisfrist 
bei Unterbrechung der Tätigkeit
Kann eine fortbildungsverpflichtete Person 
aufgrund von krankheitsbedingter Arbeits-
unfähigkeit von mehr als 3 Monaten ihrer 
fachärztlichen bzw. psychotherapeutischen 
Tätigkeit nicht nachgehen, verschiebt sich 
der Zeitpunkt, zu dem sie den Fortbil-
dungsnachweis erbringen muss, entspre-
chend, jedoch maximal um 2 Jahre. Glei-
ches gilt bei Unterbrechungen der fachärzt-
lichen bzw. psychotherapeutischen Tätig-
keit aufgrund des Mutterschutzes, von 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz und von Pflegezeit nach 
dem Pflegezeitgesetz. Die Begrenzung auf  
2 Jahre ist – wie den tragenden Gründen 
des Beschlusses zu entnehmen ist – dem 
Ziel der Regelungen geschuldet, die fach-
ärztliche und psychotherapeutische Quali-
fikation als eine Maßnahme der Qualitäts-
sicherung permanent auf dem aktuellen 
Wissensstand zu halten. Eine längere fort-
bildungsfreie Zeit würde diesem Ziel nicht 
mehr gerecht werden. 

Veröffentlichung im Qualitäts
bericht
Die Umsetzung dieser Regelung zur Fort-
bildung im Krankenhaus ist im struktu-
rierten Qualitätsbericht der Krankenhäu-
ser darzustellen. 

Fazit
Die wichtigste Klarstellung ist sicherlich, 
dass die 250 Stunden auch für nicht voll-
zeitbeschäftigte Fortbildungsverpflichte-
te gelten sowie, dass es nicht auf die ver-
traglich vereinbarte Tätigkeit, sondern 
auf die faktische ärztliche bzw. psycho-
therapeutische Tätigkeit ankommt, um 
die Fortbildungsverpflichtung auszulö-
sen. 
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